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Übereinkommen vom 29, Februar 1968 
über die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften 
und juristischen Personen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Trotz einer Reihe von zweiseitigen Abkommen ist die gegen- 
seitige Anerkennung von Gesellschaften und juristischen Per- 
sonen zwischen den Mitgliedstaaten der EWG ohne sichere und 
dauerhafte Grundlage und ihre Voraussetzungen und Wirkun- 
gen sind von Land zu Land verschieden. Dies widerspricht der 
im Vertrag von Rom zum Ziel gesetzten Niederlassungsfreiheit 
und hemmt die Bildung eines gemeinsamen Marktes. Artikel 220 
des EWG-Vertrages verlangt daher ein Übereinkommen. 

B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 29. Februar 1968, dessen Zustim- 
mungsgesetz der Rechtsausschuß einmütig billigt, soll den Ge- 
sellschaften des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts ein- 
schließlich der Genossenschaften sowie den sonstigen juristi- 
schen Personen des öffentlichen und privaten Rechts, die eine 
entgeltliche wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die gegenseitige 
Anerkennung sichern. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung empfiehlt der Rechtsausschuß — ebenfalls einmütig — auch 
im Zustimmungsgesetz selbst vorzusehen, daß das Übereinkom- 
men auf Gesellschaften nicht anzuwenden ist, die weder den tat- 
sächlichen Sitz noch eine wirkliche Verbindung mit der Wirt- 
schaft im Geltungsbereich des Übereinkommens haben. 


C. Alternativen 

wurden im Rechtsausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Reditsaussdiusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 29. Februar 1968 über 
die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften 
und juristischen Personen 

— Drucksache VI/1976 — 


A. Bericht der Abgeordneten Alber und Dr. Schmude 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 109. Sitzung am 24. März 1971 dem 
Rechtsausschuß — federführend — und dem Wirt- 
schaftsausschuß — mitberatend — überwiesen. Der 
Wirtschaftsausschuß hat in seiner 33. Sitzung am 
29. April 1971 von der Vorlage zustimmend Kennt- 
nis genommen. Der Rechtsausschuß hat den Entwurf 
in seiner 62. Sitzung am 4. November 1971 und in 
seiner 66. Sitzung am 9. Dezember 1971 beraten. 

Der Rechts au ssdiuß empfiehlt einstimmig, den Re- 
gierungsentwurf mit der vom Bundesrat empfohle- 
nen und von der Bundesregierung akzeptierten Än- 
derung anzunehmen. 

II. 

Artikel 220 des Vertrages vom 27. März 1957 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sieht u, a. vor, daß die Mitgliedstaaten, so- 
weit erforderlich, untereinander Verhandlungen 
einleiten, um zugunsten ihrer Staatsangehörigen die 
gegenseitige Anerkennung der Gesellschaften im 
Sinne des Artikels 58 Abs. 2, die Beibehaltung der 
Rechtspersönlichkeit bei Verlegung des Sitzes von 
einem Staat in einen anderen und die Möglichkeit 
der Verschmelzung von Gesellschaften, die den 
Rechtsvorschriften verschiedener Mitgliedstaaten 
unterstehen, sicherzustellen. Die Verhandlungen, die 
gemäß diesem Auftrag von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten aufgenommen worden sind, haben 
am 29. Februar 1968 zu der Unterzeichnung des Über- 
einkommens über die gegenseitige Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen ge- 


führt. Das Übereinkommen bedarf zu seinem Inkraft- 
treten der Ratifizierung durch alle sechs Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften. Frank- 
reich, Belgien, Italien und die Niederlande haben 
bereits ihre Ratifikationsurkunde hinterlegt. 

Das Übereinkommen ist die erste zivilrechtliche 
„Zusatzkonvention" zum EWG -Vertrag. Es regelt 
die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften 
und juristischen Personen innerhalb der Europä- 
ischen Gemeinschaften. Diese Anerkennung war 
zwar schon bisher im wesentlichen teils aufgrund 
von Staatsverträgen (Niederlassungsabkommen zwi- 
schen Belgien und Frankreich, der Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich, Frankreich und Italien 
sowie Luxemburg und den Niederlanden), teils auf- 
grund des innerstaatlichen Rechts möglich. Es fehlte 
jedoch an einer für die ganze Gemeinschaft einheit- 
lichen und dauerhaften Regelung. Diese wird jetzt 
für die Gesellschaften und juristischen Personen des 
bürgerlichen und des Handelsrechts geschaffen. 

IIL 

In seinem Inhalt bringt das Übereinkommen im 
wesentlichen eine Kodifizierung des internationalen 
Privatrechts, das auf dem Gebiet der Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen im Be- 
reich des Gemeinsamen Marktes bereits gilt. Die in 
Artikel 1 und 2 festgelegten Voraussetzungen für 
die Anerkennung — Gründung der Gesellschaft nach 
dem Recht eines Vertragsstaates, Fähigkeit der Ge- 
sellschaft, nach dem Recht dieses Staates Träger von 
Rechten und Pflichten zu sein, satzungsmäßiger Sitz 
innerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsstaaten — 
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bringen eine Verbindung der sogenannten Grün- 
dungstheorie mit der sogenannten Sitztheorie. Beide 
Theorien werden in der deutschen Rechtsprechung 
und Rechtslehre vertreten. Ihre Kombination bringt 
zwar eine gewisse Einengung der Anerkennung, 
gleichzeitig aber auch eine größere Rechtssicherheit, 
da mit ihr die „Nationalität“ der Gesellschaft noch 
strengeren Anforderungen unterworfen wird. 

Für die Bundesrepublik Deutschland von großer 
Bedeutung sind die Artikel 3 und 4, die eine Ein- 
schränkung der Anerkennung zulassen. Durch sie 
soll erreicht werden, daß Gesellschaften und juristi- 
sche Personen, die zwar ihren satzungsmäßigen, 
nicht aber ihren tatsächlichen Sitz im Gemeinsamen 
Markt haben, nicht anerkannt zu werden brauchen 
(Artikel 3) oder den zwingenden Rechtsvorschriften 
des Vertragsstaates unterworfen werden können, 
wenn sich ihr tatsächlicher Sitz in einem anderen 
Vertragsstaat befindet als ihr satzungsmäßiger Sitz 
(Artikel 4). Als Hauptbeispiel für die zweite Alter- 
native (Artikel 4) ist während der Verhandlungen 
die Aktiengesellschaft erwähnt worden, die ihren 
satzungsmäßigen Sitz in einem anderen Vertrags- 
staat, ihren tatsächlichen Sitz aber in der Bundes- 
republik Deutschland hat und sich auf diese Weise 
den deutschen Vorschriften über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer oder über die Publizität zu 
entziehen versucht; dies kann mit Hilfe des Artikels 
4 verhindert werden. 

Artikel 3 und 4 enthalten Vorbehalte. Sie gelten 
nur für solche Staaten, die in einer besonderen Er- 
klärung ihren Willen bekundet haben, von diesen 
Vorschriften Gebrauch machen zu wollen. Wie 
Frankreich und Kalien will auch die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland von den beiden Vor- 
behalten nach Artikel 3 und 4 Gebrauch machen. 
Sie hat diese Absicht in der Denkschrift zu dem 
Übereinkommen erklärt (Drucksache VI/ 1976 Seite 
18). Aufgrund der Stellungnahme des Bundesrates 
vom 2. Oktober 1970 (Bündesratsdrucksache 446/70 
Beschluß) hat die Bundesregierung darüber hinaus 
zugestimmt, daß die Vorbehalte ausdrücklich in das 
Vertragsgesetz zu dem Übereinkommen auf genom- 
men werden (vgl. Anlage 2 der Drucksache VI/1976 
— Seite 36). Sie sollen demgemäß — fast wörtlich 


mit den Artikeln 3 und 4 des Übereinkommens 
übereinstimmend — in einen neuen Artikel 2 des 
Vertragsgesetzes aufgenommen werden. Die bis- 
herigen Artikel 2 und 3 müßten in Artikel 3 und 4 
umbenannt werden. Der Rechtsausschuß empfiehlt, 
diesen Vorschlägen zu folgen. 

Im übrigen entspricht das Übereinkommen eben- 
falls deutschen Vorstellungen, Hervorzuheben sind 
insbesondere die ausdrückliche Anerkennung der 
offenen Handelsgesellschaft in Artikel 8, die in die- 
ser Rechtsform den anderen Mitgliedstaaten nicht 
bekannt ist, sowie die Anerkennung der sogenann- 
ten Einmann-Gesellschaft in Artikel 9 Abs. 2. 

Artikel 11 des Übereinkommens sichert seinen 
Vorrang vor bereits geltenden und künftig abzu- 
schließenden Verträgen über die Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen. Damit wird 
die Bedeutung des Übereinkommens hervorgeho- 
ben und eine einheitliche Rechtslage im Gemein- 
samen Markt für die Zukunft begründet. 

In der Gemeinsamen Erklärung Nummer 3 zu dem 
Übereinkommen ist vorgesehen, Verhandlungen 
über die Zuweisung bestimmter Zuständigkeiten be- 
treffend die Auslegung des Übereinkommens an den 
Europäischen Gerichtshof aufzunehmen. Diese Ver- 
handlungen haben stattgefunden und am 3. Juni 

1971 auf der ersten Tagung des Justizministerrates 
in Luxemburg zur Unterzeichnung des Protokolls 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens vom 
29, Februar 1968 über die gegenseitige Anerken- 
nung von Gesellschaften und juristischen Personen 
durch den Gerichtshof geführt. Die Bundesregierung 
hat angekündigt, sie werde das Zustimmungsgesetz 
zu diesem Auslegungsprotokoll Anfang des Jahres 

1972 den gesetzgebenden Körperschaften zuleiten. 

Eine Zurückstellung der Ratifikation des vorlie- 
genden Übereinkommens bis zur Vorlage des Proto- 
kolls erscheint gleichwohl untunlich, weil das Über- 
einkommen bereits von vier der sechs Mitglied- 
staaten ratifiziert worden ist und sein Inkrafttreten 
durch eine Zurückstellung der Ratifikation durch die 
Bundesrepublik Deutschland nicht verzögert werden 
sollte. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Alber 


Dr. Schmude 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1976 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß Artikel 2 folgenden 
Wortlaut erhält: 

„Artikel 2 

(1) Das Übereinkommen ist auf diejenigen in 
Artikel 1 und 2 des Übereinkommens bezeichneten 
Gesellschaften und juristischen Personen nicht an- 
zuwenden, deren tatsächlicher Sitz sich außerhalb 
des Geltungsbereichs des Übereinkommens befin- 
det, wenn diese Gesellschaften und juristischen 
Personen nicht in wirklicher Verbindung mit der 
Wirtschaft im Geltungsbereich des Übereinkom- 
mens stehen. 

(2) Diejenigen in den Artikeln 1 und 2 des Über- 
einkommens bezeichneten Gesellschaften und ju- 
ristischen Personen, die zwar nach dem Recht eines 
anderen Vertragsstaates gegründet worden sind. 


ihren tatsächlichen Sitz aber im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, unterliegen den zwingen- 
den Vorschriften des im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geltenden Rechts. Die nicht zwingenden 
Vorschriften dieses Rchts sind auf sie nur in einem 
der beiden nachstehenden Fälle anzuwenden: 

1. wenn die Satzung nicht etwas anderes be- 
stimmt; dies kann auch durch eine ausdrück- 
liche allgemeine Bezugnahme auf das Recht 
geschehen, nach dem die Gesellschaft oder ju- 
ristische Person gegründet worden ist; 

2. wenn — beim Fehlen einer solchen abweichen- 
den Satzungsbestimmung — die Gesellschaft 
oder juristische Person nicht nachweist, daß sie 
ihre Tätigkeit tatsächlich während eines an- 
gemessenen Zeitraums in dem Vertragsstaat 
ausgeübt hat, nach dessen Recht sie gegründet 
worden ist." 

und die Artikel 2 und 3 in Artikel 3 und 4 umbe- 
nannt werden. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Der Reditsaussdiuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Alber Dr. Sdimude 

Vorsitzender Berichterstatter 
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